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V e r k e h r s r e c h t
Promillegrenzen für E-Scooter-Fahrer
Für E-Scooter-Fahrer gelten dieselben 
Promillegrenzen wie für Autofahrer. Dies 
hat das Landgericht Osnabrück entschie-
den.

Im Fall war ein junger Mann im Juli 2020 
in Osnabrück mit einem sog. E-Scooter 
unterwegs. Weil der Verdacht bestand, 
dass der Mann erheblich alkoholisiert war, 
wurde ihm eine Blutprobe entnommen. 
Diese ergab später eine Blutalkoholkon-
zentration von 1,54 Promille. Auf Antrag 
der Staatsanwaltschaft Osnabrück entzog 
deshalb Anfang August 2020 das Amts-
gericht Osnabrück dem Beschuldigten im 
Rahmen des laufenden Ermittlungsver-
fahrens vorläufig die Fahrerlaubnis. Das 
Amtsgericht begründete dies damit, es 
bestehe der dringende Tatverdacht der 
Trunkenheit im Straßenverkehr (§ 316 
StGB).
Wie bei Autofahrern auch sei bei 
E-Scootern ab einem Wert von 1,1 Pro-
mille von absoluter Fahruntüchtigkeit 
auszugehen. Diesen Wert habe der Be-
schuldigte klar überschritten. Es sei da-
her damit zu rechnen, dass er in einem 
künftigen Hauptsacheverfahren straf-
rechtlich verurteilt und dann endgültig 
seine Fahrerlaubnis verlieren werde. Das 
rechtfertige nach dem Gesetz die vorläu-
fige Entziehung der Fahrerlaubnis bereits 
im Ermittlungsverfahren. 
Der junge Mann legte einige Wochen spä-

ter, gegen diese Entscheidung des Amts-
gerichts Beschwerde zum Landgericht 
Osnabrück ein. Er vertrat dabei die Auf-
fassung, bei E-Scootern sei nicht die vom 
Bundesgerichtshof für den motorisierten 
Verkehr definierte Grenze von 1,1 Pro-
mille maßgeblich. Sie gelte nur für stär-
ker motorisierte Kraftfahrzeuge wie Pkw. 
Vielmehr sei bei E-Scootern der vom Bun-
desgerichtshof für Radfahrer definierte 
Grenzwert der absoluten Fahruntüchtig-
keit von 1,6 Promille maßgeblich. Denn 
das Gefahrenpotential von E-Scootern 
und Fahrrädern sei eher vergleichbar als 
das von E-Scootern und Pkw.
Das Landgericht Osnabrück folgte dem 
Beschwerdevorbringen jedoch nicht und 
bestätigte mit seiner Entscheidung die 
Sichtweise des Amtsgerichts. Das LG stell-
te auch bei Fahrern von E-Scootern auf die 
für den motorisierten Verkehr geltenden 
strafrechtlichen Promillegrenzen ab. Aus 
den rechtlichen Sonderbestimmungen für 
elektrische Kleinfahrzeuge folge, so das 
Landgericht, dass diese Kraftfahrzeuge 
darstellten - und gerade nicht Fahrrädern 
gleichgestellt seien. Damit müssten auch 
die strafrechtlich maßgeblichen Promille-
grenzen für die Nutzung von Kraftfahr-
zeugen bei E-Scootern uneingeschränkt 
Anwendung finden.
Landgericht Osnabrück,
Beschluss vom 16.10.2020 – 10 Qs 54/20 –

I n f e k t i o n s s c h u t z r e c h t
Kein Kita-Zugang ohne Masern-Impfung
Ohne den Nachweis einer Ma-
sern-Schutzimpfung kann einem Kind der 
Zugang zur Kindertagesstätte verweigert 
werden. Dies hat das Oberverwaltungsge-
richt Lüneburg entschieden.
In dem zugrunde liegenden Fall weiger-
te sich eine Kindertagesstätte im Jahr 
2020 ein dreijähriges Kind aufzuneh-
men, weil dieses nicht über eine Ma-
sern-Schutzimpfung verfügte. Dem Kind 
war grundsätzlich ein Kindergartenplatz 
an der Kita zugewiesen worden. Das Kind 
beantragte, vertreten durch seine Eltern, 
beim Verwaltungsgericht Oldenburg den 
Erlass einer einstweiligen Anordnung ge-
richtet auf Zugang zur Kindertagesstätte 
ohne Masern-Schutzimpfung. Dies lehnte 
das Gericht aber ab, wogegen sich die Be-

schwerde des Kindes richtete.
Das Oberverwaltungsgericht Lüneburg 
bestätigte die Entscheidung des Ver-
waltungsgerichts. Das Kind habe keinen 
Zugang zur Kindertagesstätte ohne den 
gemäß § 20 Abs. 8 und 9 des Infektions-
schutzgesetzes erforderlichen Nachweis 
eines ausreichendes Impfschutzes gegen 
Masern, einer Immunität gegen Masern 
oder einer medizinischen Kontraindika-
tion gegen die Masern-Schutzimpfung 
vorzulegen.

Das Oberverwaltungsgericht konnte zu-
dem keine evidente Verfassungswidrig-
keit der Nachweispflicht erkennen. Die 
Prüfung war auf evidente Verfassungs-
verstöße beschränkt, da es sich um ein 
Eilverfahren handelte. Das Gericht gab zu 
Bedenken, dass das Interesse des Kindes 
auf Betreuung in einer Kindertagesstätte 
hinter dem Schutz der Gesundheit der an-
deren Kinder und dem Schutz vor einer 
Weiterverbreitung der gefährlichen Ma-
sernerkrankung stehe. Der Gesundheits-
schutz überwiege klar.
Oberverwaltungsgericht Lüneburg,
Beschluss vom 09.10.2020 – 10 ME 207/20 –

F a m i l i e n r e c h t
Umgangsrecht und Hundehaltung
Begehrt ein Vater, der mit sieben Hunden 
in einem Haushalt lebt, ein Umgangsrecht 
mit seinem noch nicht zwei Jahre alten 
Kind, dürfen diese Umgangskontakte in 
Gegenwart eines oder mehrerer Hunde 
nicht unbeaufsichtigt sein. Die grundsätz-
liche Abwesenheit der Hunde ist dagegen 
nicht erforderlich, beschloss das Oberlan-
desgericht Frankfurt am Main.
Die Beteiligten sind die nicht miteinan-
der verheirateten Eltern eines im Februar 
2019 geborenen Kindes. Sie trennten sich 
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im Dezember 2019. Der Vater begehrt 
eine Umgangsregelung mit dem Kind mit 
Übernachtungen am Wochenende. Er lebt 
mit seiner neuen Lebensgefährtin und 
insgesamt sieben Hunden (darunter fünf 
Huskys und einem Labrador) zusammen 
und betreibt Schlittensport. Die Mutter 
verweigerte diese Umgangskontakte, so-
lange nicht gewährleistet sei, dass das 
Kind nicht mit mehr als zwei Hunden im 
Kontakt komme und die anderen in die-
ser Zeit im Zwinger gehalten würden. Das 
Familiengericht hat die Mutter verpflich-
tet, dem Vater regelmäßigen Umgang zu 
gewähren. Es formulierte darüber hinaus: 
„Die zuvor geregelten Kontakte des Kin-
desvaters mit dem Kind sind nur in Abwe-
senheit der im Haushalt des Kindesvaters 
lebenden Hunde gestattet.“
Gegen diese Auflage richtete sich die Be-
schwerde des Vaters. Sie hatte vor dem 
Oberlandesgericht teilweise Erfolg. Das 
OLG wies darauf hin, dass den Bedenken 
der Mutter auch auf andere Weise Rech-
nung getragen werden könne. Geeignet 
und erforderlich sei allein, dass der Vater 
sicherzustellen habe, „dass das Kind wäh-
rend der Umgangskontakte in Gegenwart 
von einem oder mehreren im Haushalt 
lebenden Hund(en) nicht unbeaufsichtigt 
sein wird.“
Oberlandesgericht Frankfurt am Main,
Beschluss vom 27.10.2020 – 1 UF 170/20 –

M i e t r e c h t
Katzennetz am Balkon
Katzenhaltende Mieter haben einen An-
spruch darauf, ein Katzennetz am Balkon 
anzubringen, wenn dies ohne Eingriff in 
die Bausubstanz geschehen kann und der 
Vermieter Netze an anderen Balkonen 
duldet. Dies sei regelmäßig vom ver-
tragsgemäßen Gebrauch umfasst, wie das 
Amtsgericht Berlin Tempelhof-Kreuzberg 
entschied.

In dem zugrunde liegenden Fall wollte 
die Mieterin einer Wohnung in Berlin 
Anfang des Jahres 2019 ein Katzennetz 
an ihrem Balkon anbringen. Die Miete-
rin hielt in der Wohnung eine Katze, was 
unproblematisch war. Jedoch verweiger-
te die Vermieterin ihre Zustimmung zum 
Anbringen des Katzennetzes. Damit war 
die Mieterin nicht einverstanden. Sie ver-
wies darauf, dass das Netz ohne Eingriff 
in die Substanz des Hauses erfolgen sollte 
und dass bereits an 11 Balkonen im Haus 
Netze vorhanden waren, was die Vermie-
terin seit einiger Zeit duldete. Die Miete-
rin erhob folglich Klage.
Das Amtsgericht Berlin Tempelhof-Kreuz-

berg entschied zu Gunsten der Mieterin. 
Ihr stehe ein Anspruch auf Anbringen 
eines Katzennetzes an ihrem Balkon zu. 
Das Anbringen eines Netzes mit dem es 
der Katze ermöglicht wird, an die frische 
Luft zu gelangen, ohne die Nachbarn zu 
stören oder Singvögel zu jagen, sei vom 
bestimmungsgemäßen Gebrauch um-
fasst.
Da das Katzennetz ohne Eingriff in die 
Substanz des Hauses angebracht werden 
konnte, so das Amtsgericht, liege keine 
zustimmungspflichtige bauliche Verände-
rung vor. Auch eine optische Beeinträch-
tigung sei angesichts der bereits vorhan-
denen 11 Netze nicht gegeben. Durch die 
Duldung der Netze durch die Vermieterin 
habe sie ihr Ermessen dahingehend aus-
geübt, dass Katzennetze zum bestim-
mungsgemäßen Gebrauch der Mietsache 
zählen.
Amtsgericht Berlin-Tempelhof-Kreuzberg,
Urteil vom 24.09.2020 – 18 C 336/19 –

D a t e n s c h u t z r e c h t
Passfoto vom Einwohnermeldeamt zur 
Fahreridentifizierung
Zur Aufklärung einer Verkehrsordnungs-
widrigkeit darf das Einwohnermeldeamt 
auf Anforderung der Bußgeldstelle ein 
Pass- oder Personalausweisfoto des ver-
mutlichen Fahrers zum Zwecke der Fah-
reridentifizierung übersenden. Dies steht 
insbesondere im Einklang mit den Rege-
lungen des Pass- bzw. Personalausweis-
gesetzes (§ 22 Abs. 2 Passgesetz - PaßG 
und § 24 Abs. 2 Personalausweisgesetz - 
PAuswG). Das hat das Oberlandesgericht 
Koblenz entschieden.
Gegen den Betroffenen war in erster In-
stanz eine Geldbuße in Höhe von 150 
Euro und ein einmonatiges Fahrverbot 
verhängt worden, weil er - bei Vorliegen 
einschlägiger Voreintragungen - außer-
halb der geschlossenen Ortschaft die 
zulässige Geschwindigkeit um 31 km/h 
überschritten hatte. Mit seiner gegen 
diese Verurteilung gerichteten Rechtsbe-
schwerde hat er unter anderem gerügt, 
dass die Bußgeldbehörde vor Erlass des 
Bußgeldbescheides sein Personalaus-
weisfoto zur Fahreridentifizierung beim 
Einwohnermeldeamt angefordert habe. 
Die hierauf erfolgte Herausgabe des Per-
sonalausweisfotos verstoße gegen das 
Gesetz, weshalb das Verfahren einzustel-
len sei. Dieser Rechtsansicht ist der Senat 
in seiner Entscheidung entgegengetreten.
Das Foto habe nach den Regelungen des 
Personalausweisgesetzes an die Bußgeld-
behörde herausgegeben werden dürfen. 
Entscheidend sei hierbei der im Gefüge 
der gesetzlichen Vorschriften zum Aus-
druck kommende Wille des Gesetzgebers, 
dass bei der Verfolgung von Verkehrsord-
nungswidrigkeiten die Übermittlung von 
Lichtbildern durch die Pass- und Perso-
nalausweisbehörden an die Bußgeldbe-
hörden zulässig sein soll. Soweit abwei-
chend hiervon nach dem Wortlaut der 
Vorschriften (§ 24 Abs. 2 PAuswG und § 22 
Abs. 2 PaßG) die Voraussetzungen, unter 
denen Pass- bzw. Personalausweisbehör-
den Daten - also auch Fotos - übermitteln 

dürfen, enger gefasst seien, stehe dies ei-
ner Herausgabe des Pass- bzw. Personal-
ausweisfotos daher nicht entgegen.
Oberlandesgericht Koblenz,
Beschluss vom 02.10.2020 – 3 OWi 6 SsBs 258/20 –

M i e t r e c h t
Latente Suizidgefahr und Wohnungsräumung
Die latente Suizidgefahr und das hohe 
Alter eines Wohnungsmieters rechtfer-
tigen für sich genommen nicht, eine 
Zwangsvollstreckung vorläufig einzu-
stellen und damit eine Zwangsräumung 
zu stoppen. Dies hat das Landgericht 
Limburg entschieden.
Aufgrund eines rechtskräftigen Räu-
mungsurteils des Amtsgerichts Wetz-
lar sollten die Mieter eines Hauses im 
Sommer 2020 zwangsgeräumt werden. 
Um dies zu verhindern, beantragten sie 
beim Amtsgericht die vorläufige Ein-
stellung der Zwangsvollstreckung. Sie 
führten an, dass bei der Mieterin eine 
Suizidgefährdung bestehe. Dies werde 
durch ein Attest einer Allgemeinmedi-
zinerin bestätigt, welche eine latente 
Suizidgefahr feststellte. Tatsächlich 
befand sich die Mieterin seit dem Jahr 
2007 in psychologischer Behandlung. 
Wegen des Verlustes ihres Eigenheims 
wurde sie zudem im Jahr 2018 statio-
när behandelt. Weiterhin wurde ange-
führt, dass dem Mieter aufgrund seines 
Alters von 70 Jahren ein Umzug nicht 
zugemutet werden könne. Das Amtsge-
richt Wetzlar wies den Antrag auf Räu-
mungsschutz zurück. Dagegen richtete 
sich die sofortige Beschwerde der Mie-
ter.
Nach Auffassung des Gerichts sei die 
Mieterin in der Lage, Vorsorgemaßnah-
men zu treffen, um der mit der Räumung 
verbundenen Belastung zu begegnen. 
Aufgrund des bereits erfolgten Ver-
lustes des Eigenheims, sei ihr bekannt, 
dass sich eine entsprechende Situation 
negativ auf ihren Gesundheitszustand 
auswirken könne. Angesichts der Vor-
geschichte und des Umstands, dass der 
Mieterin seit über einem Jahr bekannt 
war, dass sie aus dem Haus ausziehen 
muss, erschließe sich nicht, warum die 
Mieterin nicht in fachärztlicher Behand-
lung ist. Zudem belege die attestierte 
latente Suizidgefahr nicht, dass Auslö-
ser für einen etwaigen Suizid die anste-
hende Räumung sei.
Auch das hohe Alter des Mieters be-
gründe nach Ansicht des Landgerichts 
keinen Räumungsstopp. Das Alter sei 
allein keine tragfähige Grundlage.
Landgericht Limburg an der Lahn,
Urteil vom 23.07.2020 – 7 T 116/20 –
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